
Bundessozialgericht

Az„:_„Q_RV „646/66

Zugestellt am
2° April 1968

I m N a m e n d e s V o l k e s

U r t e i l

in dem Rechtsstreit

Beklagter und Revisionsklägerv

g e g e n‘

Kläger und Revisionsbeklagter9

Prozeßbevollmächtigtez 00000

Der 9° Senat des Bundessozialgerichts hat gemäß
5 424 Abs° 2 des Sozialgerichtsgesetzes ohne münd—

liche Verhandlung am 42° März 1968 durch

Senatspräsident
.

Dra N e u h a u s

— Vorsitzender — ‚
Bundesrichter ' Dr„ M a i s c h und

Bundesrichter S c h i n d l e r?
Bundessozialrichter F e i g e‘ und

Bundessozialrichter D 5 r i n g

für Recht erkannt:

Auf die Revision des Beklagten wird das Urteil des

Lendessozialgerichts für das Saarland vom 40 Juli

1966 aufgehoben°

Die Sache wird zur erneuten Verhandlung und Ent-

scheidung an das Landessozialgericht zurückverwiesen°
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Der Kläger bezog aufgrund der im Saarland geltenden Rechts—

vorschriften für die als Wehrdienstbeschädigung anerkannten
Körperschäden "Granatsteck3plitter reoLunge‚ Granatsteck—

splitter rec Knie— und Hüftgelenk, Ueichteildurchschußl ]

Kniekehle“ Rente nach einer Minderung der ererbsfähigkeit
(MdB) um 60 VQHoo Durch Bescheid vom 90 Januar 1960 wür—

den nach versorgungsärztlicher Untersuchung die Versor—

gungsbezüge wegen wesentlicher Änderung (der 49H6 erhobenen

Befunde) nach 5 57 des Reichsversorgurgegcsetzes (RVG) neu
festgestellt° Die durch den Granatstecksplitter verursach—

ten reaktiven Lungenveränderungen sowie Zeichen einer Bron—

chitis seien nicht mehr feststellbar° Lcr Lungenstecksplit—

ter sei inzwischen reizlos eingeheilt° Die Rente wurde vom

1° März 4960 an nach einer MdB um 50 V„H° bemessen und die

Leidensbezeichnung neu gefaßt und ergänzte Der Widerspruch

wurde aufgrund eines fachinternistischen Gutachtens des

Dr° Gc::rxrr vom 25„ Juli 4964 zurückgewiesen„ Der während

des sozialgerichtlichen Verfahrens aufgrund des Gesetzes

zur Einführung des Bundesversorgungsgesetzes im Saarland

(EinfG) vom 46„—August 4961 (BGBl I 4292) erlassene Uman—
erkennungsbescheid vom 100 Februar 4965 übernahm im wesent—

lichen die — geänderte — Leidensbezeichnung (Granatsplit—

ter re„Lunge, Granatstecksplitter in der Kopfschwarte‚ im

Nacken sowie in den Weichteilen in der Nähe des rechten

Knie— und Hüftgelenkes und in den Weichteilen des rechten

Unterarms und des linken Armes‚ Weichteildurchschuß Knie—
kehle), legte der Rentenberechnung ab 43 Juni 4960 eine MdE

um 50 VOH„ ohne Anerkennung eines besonderen Betroffenseins

(% 50 Abs° 2 des Bundesversorgungsgesetzes —BVG—) im Beruf
des Klägers (als Buchhalter) zugrunde und ging bei der Be—

rechnung des Ausgleichs gemäß 5 4 Abso 4 EinfG zur Fest—

stellung der Bezüge‚ die nach saarländischem Recht zu zah—

len gewesen wären, von einer MdB um 50 v„H° aus° Der Klä—

ger beantragte vor dem Sozialgericht (SG)? den Bescheid vom
9o Januar 1960 in der Fassung des Uiderspruchsbescheides
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vom 9° Oktober 1961 sowie den Bescheid vom 10„ Februar

1965 abzuändern, Bronchitis und Enteritis als weitere

Schädigungsfolgen anzuerkennen und den Beklagten zu ver—

urteilen, einen höheren Grad der MdE festzustellen° Das

SG holte von dem Evangelischen Krankenhaus Saarbrücken

(Dr° W;LL;;/Dra Btzng ein fachinternistisches Gutach—

ten ein, das aufgrund stationärer Untersuchung erstattet

wurde, und hörte im Verhandlungstermin Dr° 013133.Diese

Gutachter schätzten die MdE zufolge Dienstbeschädigung

ab 10 März 1960 auf 50 V°H„„ Dr„ U nung/Dr° Bvxrxtvernein-

ten dabei die Wahrscheinlichkeit eines Zusammenhangs

der Bronchitisneigung des Klägers mit dem reizlos einge—

heilten Granatsplitter in der rechten Lunge, fanden keine

Folgeerscheinungen einer angeblich 1944 durchgemachten

Enteritis0 waren aber im übrigen der Auffassung, daß keine

wesentliche objektive Besserung des Befundes zwischen dem
im Jahre 1946 erstatteten Erstgutachten und dem Nachunter—

suchungsgutachten von 1959 bestehe; die MdE sei 1946 zu

hoch festgesetzt worden° Mit Urteil vom 220 April 1965

wies das SG die Klage ab() Der Kläger beschränkte seinen
Berufungsantrag auf das Begehren der Zuerkennung einer

‚Rente nach einer MdB um 60 voHo über den 28° Februar 1960

hinaus° Mit Urteil vom 1° Juli 1966 hob das Landessozial—

gericht (LSG) das Urteil des SG auf9 änderte die Bescheide

vom 9° Januar 1960‚ 9° Oktober 1961 sowie 100 Februar

1965 ab und verurteilte den Beklagten, dem Kläger die
Versorgungsrente nach einer MdB

von 60 v„Ho über den

28° Februar 1960 hinaus weiter zu gewähren„ Für die Zeit

vom 1° Wärz 1960 bis 51° Mai 1960 habe nach dem RVG entschie—

den werden müssen° Die Feststellung einer wesentlichen
Änderung der Verhältnisse sei bei einem Vergleich der Be—

funde in der versorgungsärztlichen Untersuchung vom
27° März 1946 mit dem jetzigen Gesundheitszustand des

_Klägers nicht möglich° Dr° W :tt■rhabe in dem Gutachten

vom 25° Juni 1964 die Auffassung vertreten, daß eine we»
sentliche objektive Besserung nicht eingetreten sei°

Dr° Ga:xxz:z habe zwar in dem Gutachten vom 25° Juli 1961
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eine MdB von 50 VOH„ angenommen9 aber keine Anhaltspunkte

dargelegt‚ die für eine wesentliche Besserung sprechen

könnteno Deshalb sei der Beklagte zur Weiterzahlung der

Rente nach einer MdB um 60 VOHO jedenfalls für die Zeit bis

zum 51° Mai 1960 verpflichtet° Auch für die Folgezeit erge—
be sich keine andere Beurteilung° Der Beklagte sei nicht be—

rechtigt gewe°en‚ im Rahmen der Umanerkennung nach dem BVG

eine neue, von der früheren Feststellung unabhängige Prü—

fung vorzunehmen° Eine Herabsetzung der Rente sei nach

Art„ I 5 5 EinfG nur möglich? wenn eine wesentliche Besserung

im Sinne des 5 62 BVG dargetan werdeo Der von dem Bundes—

sozialgericht (BSG) in dem Urteil vom 26; August 1965

— 9 RV 1054/64 — vertretenen Auffassung sei zu folgeno Da

eine wesentliche Änderung nicht nachweisbar sei3 habe der
Beklagte unbefristet zur Ueiterzahlung der Rente nach einer

MdB von 60 v„H° verurteilt werden müssen°

Mit der zugelassenen Revision hat der Beklagte das Urteil

nicht angefochten, soweit für die Zeit vom 1„ März 1960
bis 51° Mai 1960 Rente nach dem RVG zugesprochen worden isto

Er rügt Verletzung des Art° I S 2 Abs° 1 EinfG° Das LSG habe

verkannt, daß durch die Bezugnahme auf 5 85 BVG in Art„ I

5 2 Abs° 1 EinfG früheren Entscheidungen Bindungswirkung
nur in der Frage des ursächlichen Zusammenhangs einer Ge—

sundheitsstörung mit einem schädigenden Ereignis im Sinne

des 5 1 BVG beigelegt worden sei° Das vom LSG genannte Ur—

teil des BSG vom 260 August 1965 habe nur 5 4 EinfG be—

troffen° Nach der amtlichen Begründung zum Regierungsent—

wurf des EinfG habe mit Arto I @ 2 Abs" 1 EinfG die Vor—
schrift des 5 85 BVG inhaltlich übernommen werden sollen°

Etwas anderes ergebe sich auch nicht aus Arte I 5 5 EinfG

gegenüber der ursprünglichen Fassung des Entwurfso Die Re-

gelung in Art„ I 5 5 Satz 5 (richtig: Satz 4) EinfG betref—
fe allein die Fälle der Neufeststellung im techniSchen Sinn

im Anschlußan eine Erstfeststellung (Umstellung als Umaner—

kennung) nach dem BVG9 wofür schon der Wortlaut "bei der

Anwendung des 5 62 BVG" in 5 5 spreche„ Diesem Auslegungs—
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ergebnis stehe auch nicht der unbestreitbare Wille des

Gesetzgebers entgegen‚ den rechtlichen Besitzstand der
I

durch die Umstellung in ihrer Versorgung Benachteiligten

zu wahren; der Besitzstandswahrung werde aber durch die

@@4 ff angemessen Rechnung getragen°

Der Beklagte beantragt,

das angefochtene Urteil insoweit

aufzuhebeng als der Beklagte verur—
teilt werden ist, dem Kläger über den

51° Mai 1960 hinaus Rente nach einer MdB

von 60 VGH° zu zahlen, und die Berufung

des Klägers gegen das Urteil des SG für

das Saarland vom 22° April 1965 insoweit

zurückzuweisen°

Der Kläger beantragt,

die Revision als unbegründet zurückzuwei—

S€Ilo

Er hält die angefochtene Entscheidung für zutreffend° Das
LSG sei mit Recht der in dem Urteil des 90 Senats des

BSG vom 26° August 1965 vertretenen Auffassung gefolgt°
Die in dem Urteil des 80 Senats des BSG vom 18° August

1966 — 8 RV 1069/64 — für die entgegengesetzte Auffassung
angegebenen Gründe könnten nicht überzeugen„ Dieses Urteil

lasse die auf politischen ASpekten gegründeten Verhält—

nisse außer Betracht, die sich aus dem Vertrag zwischen
der Bundesrepublik Deutschland und der Französischen

Republik zur Regelung der Saar—Frage vom 270 Oktober 1956

in Verbindung mit dem Schreiben des Bundesministers des

Auswärtigen an den Minister für Auswärtige Angelegenheiten
der Französischen Republik vom 27° Oktober 1956 ergä'oen°

Der 22° Ausschuß des Deutschen Bundestages habe unter Be—

rücksichtigung des Grundsatzes der persönlichen Besitz—

standswahrung beschlossenD den Absatz 2 in 5 5 ersatzlos

zu streichen und einer dadurch notwendig gewordenen
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Ergänzung des ursprünglichen Absatzes 4 zugestimmt°

Daraus ergebe sich der unmißverständliche gesetzgeberische

Wille, in diesem Umstellungsverfahren (nach Wegfall des

-5 5 Abso 2 EinfG) den persönlichen Besitzstand der Berechtig—

ten hinsichtlich der nach früherem saarländischen Recht

festgestellten MdE zu wahren und nur unter den Voraussetzun—

' gen des S 62 BVG eine Änderung der MdE zuzulassen° Die Not—

wendigkeit für die Ergänzung des 5 5 (nach Streichung des

Absatzes 2) habe nur aus der Überlegung abgeleitet werden
können‚ daß bei der Umstellung Vergleichsgutachten nach den

Grundsätzen des BVG nicht vorhanden gewesen seien und daß deg

halb für einen Vergleich im Rahmen der Anwendung des @ 62 BVG

auf die Verhältnisse habe zurückgegriffen werden müssen‚ die
> nach den Vorschriften des Saarlandes maßgebend gewesen seien„

Überflüssig wäre der — ergänzende — Satz nur gewesen„ wenn

er die selbstverständliche Folge hätte auSSprechen wollen?

daß bei der Umstellung ohne ärztliche Untersuchung von den

zur Zeit der Geltung des saarländischen Rechts maßgebend

gewesenen Verhältnissen auszugehen sein Der ersatzlose Weg—

fall des 5 5 Abs„ 2 EinfG in Verbindung mit dem Schreiben

des Bundesministers des Auswärtigen vom 27° Oktober 4956 las—

seöie Möglichkeit, daß ohne die Voraussetzungen des S 62

BVG der persönliche Besitzstand hätte geschmälert werden
können, als ausgeschlossen erscheinen° Eine anderweitige
Entscheidung im Sinne des Schreibens vom 27° Oktober 4956

sei seitens der beteiligten Regierungen offenbar nicht ge—
troffen worden° Soweit der 8° Senat sich auf die Entscheidung

in BSG 29 265, 264 bezogen und auf den Wegfall der recht-
lichen Grundlagen abgestellt habe9 sei darauf hinzuweisen‚
daß sich 4950 bei der Einführung des BVG das Recht zur frei—

en Ermittlung der NdE doch wohl gerade aus 5 86 Abs„ 43 5
BVG und nicht etwa aus einem allgemein verbindlichen

Rechtssatz ergeben habe° Ähnliche Vorschriften hätten auch
das Kriegsbeschädigten—Leistungsgesetz —KBLG—(Art° 30‚
59) und die Sozialversicherungsdirektive —SVD 27— (5 44 iVm

SVA Nr„ 44 Ziff° 26 enthaltene Dem EinfG könne jedenfalls
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nicht entnommen werden, daß die Versorgungsverwaltung be—

züglioh des MdB—Grades nicht an frühere Feststellungen

gebunden gewesen sei„

Die Beteiügtmahaben sich mit einer Entscheidung ohne mündw

liche Verhandlung einverstanden erklärt (5 124 Abs° 2 des

Sozialgerichtsgesetzes -SGG—)° % '

Die durch Zulassung statthafte Revision ist form— und frist—

gerecht eingelegt und begründet worden und deshalb zuläs—

sig (55 162 Abs° 1 Nr° 1, 164, 166 SGG)„ Sie ist auch im

Sinne der Zurückverweisung der Sache an das LSG begründet.

Aufgrund der beschränkten Anfechtung des Urteils des LSG

steht rechtskräftig fest, daß der Beklagte nach saarländi—

schem Recht verpflichtet war, dem Kläger bis zum 51° Mai

1960 Rente nach einer MdB um 60 V„H° zu zahlen" Streitig

ist nur noch‚ ob der Beklagte in dem Umanerkennungsbescheid

vom 10° Februar 1965 bei der Feststellung der Rente nach

dem BVG ab 1° Juni 1960 von dieser MdB ausgehen mußte? oder

ob er auch ohne den Nachweis einer wesentlichen Änderung

der Verhältnisse berechtigt war‚ den Grad der MdB im Uman-
erkennungsbescheid nach den Vorschriften des BVG‚ somit

_nach den VerhältnisSen zu bemessen, die zur Zeit des In—

krafttretens des EinfG (1„ Juni 1960) und später bestanden°

Das LSG hat zu Unrecht dem Art° I @5 EinfG entnommen,
daß die Versorgungsbehörde nur bei dem Nachweis einer wen
sentlichent Änderung berechtigt gewesen sei? die MdB zu
Ungunsten des Klägers zu ändern° Der 8„ Senat des BSG hat.
in dem Urteil vom 180 August 1966 — 8 RV 1069/64 — (BSG 25,

155, 155) festgestellt, daß gemäß Art° I s 2 Abs° 4 EinfG
bei der Umanerkennung im Saarland, ähnlich wie bei der

Einführung des BVde Bundesgebiet, die Zusammenhangsfrage_

nicht mehr geprüft werden darf und daß darüber hinaus
die Besitzstandswahrung durch die Tatbestände der 55 4
(Vergleich der Leistungsansprüche und ihrer Höhe nach
bisherigem Recht und nach dem BVG)‚ 5 (Erweiterung

des berechtigten Personenkreises) und 6 EinfG (Bestands—
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kraft von Härteausgleichen und Zuwendungen) erweitert

worden ist‚ im übrigen aber die Versorgungsverwaltung

bei der Beurteilung des Sachverhalts freie Hand hatteaDies

gelte insbesondere auch für den Graider MdE? der erst auf—

grund einer neuen Prüfung festgestellt werden könneo Der
erkennende Senat schließt sich dieser Entscheidung und

ihrer Begründung an() die zwar nur den An5pruch auf eine

Pflegezulage, im übrigen aber dieselbe auch hier zu ent—

scheidende Rechtsfrage betraf° Soweit in dem Urteil des
Senats vom 26„ August 1965 - 9 RV 1054/64 - (BSG 25„ 285„

291) die Auffassung vertreten worden ist„ daß Art„ I 5 5
letzter Satz EinfG den rechtlichen Besitzstand garantiere9

wird an dieser Auffassung nicht mehr festgehalteno

Die Fortwirkung von Entscheidungen&) die nach saarländischem

Recht ergangen waren, hing allein davon ab? ob und inwieweit

das neue Recht (EinfG) ihnen noch Bedeutung für die künf—

tige Versorgung zuerkannte° Mit der Einführung des BVG im

' Saarland gemäß Art„ I 5 1 Abs° 1 EinfG und dem Außerkraft—

treten aller entgegenstehenden oder inhaltsgleichen Vor—
schriften des Saarlandes nach Art„ III EinfG war dem frühe—

ren Recht die Grundlage entzogen; es waren somit keine an—
deren Rechtsgrundsätze anzuwenden als die? von denen das

BSG in ständiger Rechtsprechung ausgegangen ist? wenn frü—
here Versorgungsgesetze durch ein neues Versorgungsgesetz

abgelöst worden waren (BSG 1‚ 1645 5, 255; 49 25; 109

251; vgl° aueh BSG 19, 27@‚ 251)„ Als Ausnahme von dem
Grundsatz? daß die Versorgung unabhängig von den bisherigen

Gesetzen und den auf ihnen beruhenden Entscheidungen nach

den Vorschriften des BVG festzustellen sei? ist in Art„ I
5 2 Abs° 1 EinfG die Rechtsverbindlichkeit der nach saarlän«
dischem Recht oder vor dem Zusammenbruch im Jahre 1945

_
nach Reichsrecht getroffenen Entscheidungen über die Frage
des ursächliohen Zusammenhangs einer Gesundheitsstörung
mit einer Schädigung im Sinne des 5 1 BVG bestimmt werden
(Vgl„ auch Deutscher Bundestag? 50 Wahlperiode? Drucks°

2690, Begründung zum Entwurf des Gesetzes S0 5 zu 5 2)„

Daneben sind in Art° I 55 4 ff EinfG Einzelregelungen ge-
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troffen worden, die als Besitzstands— oder Härtebestimmungen

ausschließlich auf dem neuen Recht beruhen° Wenn aber der

Gesetzgeber hätte bestimmen wollen, daß bei der Umstellung

nach dem BVG der in früheren Bescheiden zugrunde gelegte

MdB—Grad übernommen werden müsse‚ ohne daß sich die Ver—

hältnisse geändert hatten9 so hätte nach der Systematik des

EinfG eine solche Regelung in Art° I 3 2 EinfG auch aus—
drücklich getroffen werden müssen° Da dies nicht geschehen

ist, kann die in Art° I 5 5 Satz 4 EinfG bestimmte "Umstel-
lung der Versorgung auf das Bundesversorgungsgesetz" nur
bedeuten, daß die Versorgungsbezüge in Zukunft nach den

Bestimmungen des BVG und damit aufgrund des tatsächlich

bestehenden MdB-Grades zu ermitteln sind„ Die in Art° I
5 5 EinfG bestimmte "Umstellung" ist somit keine Umrechnung

der Bezüge auf der Grundlage einer früher zuerkannten MdB°

Für die Feststellung der MdB bei der Umanerkennung ist

ins\weit die Rechtslage nicht anders, als bei der Einfüh-

rung des BVG im Jahre 1950 (Vgl„ BSG 2.‚ 265‚ 26100

Arto I 5 2 Abs° 4 EinfG ist in bewußter Anlehnung an
5 85 BVG gefaßt worden und kann deshalb nicht anders als

diese Vorschrift ausgelegt werden„ In der Begründung des

Entwurfs zu 5 2 heißt es: "Was @ 85 BVG für die vor In—

krafttreten des BVG (4° Oktober 4950) getroffenen Entschei—
dungen bedeutet‚ bedeutet Abso 4 für die nach den Rechts—

vorschriften des Saarlandes getroffenen Entscheidungen"
(Deutscher Bundestag? 5„ Wahlperiode, Drucks° 2690 SO 5

zu @ 2)° Deshalb läßt % 2 Abs° 4 EinfG nur die Auslegung

zu? daß ausschließlich in der Frage des ursächlichen Zusam—
menhangs den nach den Rechtsvorschriften des Saarlandes

ergangenen Entscheidungen Rechtsverbindlichkeit für die

Entscheidung nach dem BVG zukommen soll° Auch die Ent-

scheidung in BSG 2, 2659 die die Umanerkennung nach 5 86
Abs° 4 (nicht die Neufeststellung nach Absatz 5) BVG betraf9

ist im Gegensatz zu der von dem Kläger vertretenen Auffas-

sung nur damit begründet‚ daß das BVG unabhängig von den
bisherigen Gesetzen und neu die Versorgung aller Personen

regele, die durch den militärischen Dienst und diesem
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gleichgestellte Vorgänge eine Gesundheitsschädigung erlit—

ten haben, daß es neue Tatbestände aufstelle, die vom
Inkrafttreten des BVG an allein die Grundlage der Versor-

gung bilden, daß es in 5 84 Abs, 2 die früheren Versorgungs—
gesetze außer Kraft setze, und daß eine Bindung an frühe—

re Entsoheidungen im wesentlichen nur in 5 85 Satz 1 BVG
über die Frage des ursächlichen Zusammenhangs einer Gesund—
heitsstörung mit einem schädigenden Vorgang im Sinne des

5 1 BVG ausgesprochen worden sei (BSG 2, 264)0

Eine andere Auslegung des Gesetzes läßt sich auch nicht auf

Art, I 5 5 Satz 4 EinfG stützen, Nach dieser Vorschrift ist

bei der Anwendung des 5 62 BVG von den Verhältnissen auszu—
gehen, die für die Feststellung der MdB nach den Rechts—

vorschriften des Saarlandes maßgebend waren° Dieser Satz

ist an die Stelle des im Entwurf vorgesehenen Absatzes 2

des 5 5 getreten, der ähnlich wie 5 86 Abso 3 BVG idF vom
20° Dezember 1950 (BGBl I 794) auch ohne eine wesentliche

,
Änderung der Verhältnisse im Sinne des 5 62 Abs, 4 BVG
binnen vier Jahren nach Inkrafttreten des Gesetzes eine

Neufeststellung der Rente zulassen wollte, wenn bei der Um—

stellung der Versorgung die nach den Vorschriften des Saar—

landes anerkannte MdB ohne Nachuntersuchung übernommen wor-

den war (vgl° Deutscher Bundestag, 5, Wahlperiode, Drucks°
2690 So 2 —Entwurf— und Deutscher Bundestag, 50 Wahlperiode,

Drucks° 2855 S, 4 zu 5 5 —Schriftlicher Bericht des 220

Ausschusses des Bundestages vom 450 Juni 4964— )° Da die

im Entwurf vorgesehene Regelung nicht Gesetz geworden ist,
hatte die Versorgungsverwaltung auch nicht das Recht, bin—

nen vier Jahren nach Inkrafttreten des Gesetzes die MdB

— nach vorangegangenem Umanerkénnungsbescheid — ohne den
Nachweis einer wesentlichen Änderung neu festzustellen,

Sie wurde aber durch Art° I 55 2, 5 Satz 4 EinfG ermächtigt,
ohne Rücksicht darauf, ob die Verhältnisse_sich nach der
letzten Feststellung geändert hatten, im Umanerkennungsbe-

scheid die Bezüge nach dem zur Zeit des Inkrafttretens des

BVG sich ergebenden MdB—Grad
‚ festzustellen, Der ersatzlo—
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se Wegfall des Abs„ 2 in Art" I 5 3 EinfG hätte jedoch zu
der Auslegung führen können, daß die Versorgungsverwaltung

auch dann an den im Umanerkennungsbescheid übernommenen

MdB—Grad gebunden sei, wenn eine Nachuntersuchung nicht

stattgefunden hatte, da bei der Beurteilung der wesentlichen

Änderung im Sinne des 5 62 BVG der nach dem BVG erlassene

Erstbeseheid (Umanerkennungsbescheid) zugrunde zu legen war°
Um diese Rechtsfolge auszuschließen, war die Einführung von
Satz 4 in € 5 EinfG geboten° Diese Vorschrift stellt sich

als eine Ausnahme von der Bindungswirkung des 5 77 SGG

und sachlich als eine Lockerung der Voraussetzungen des

5 62 BVG in diesem besonderen Falle dar„ Sie kam aber nur

für die Fälle in Betracht, in denen bei der Umstellung

der Versorgung auf das BVG die Änderung der Verhältnisse

seit dem letzten saarländischen Bescheid nicht geprüft

werden war, insbesondere eine Nachuntersuchung nicht statt—

gefunden hatte; denn soweit eine Prüfung bei Erlaß des

Umanerkennungsbescheides schon erfolgt war, ergab sich die
Bindungswirkung des Umanerkennungsbescheides bereits aus
% ?? SGG° Demgemäß heißt es in dem Schriftlichen Bericht

des 22° Ausschusses des Bundestages vom 450 Juni 4964 zu
€ 5, die einstimmig beschlossene Ergänzung des ehemaligen

Absatzes 4 sei nach Streichung des Absatzes 2 notwendig

geworden, um sicherzustellen, daß auch solche Änderungen

der Verhältnisse zu einer Neufeststellung nach 5 62 BVG
führen können, die vor der Umstellung der Versorgung auf

das neue Recht eingetreten sind (Deutscher Bundestag,

5° Wahlperiode, Drucks° 2855 S° 4 zu @5)o Die Versorgungs_
verwaltung sollte damit sicher nicht das Recht erhalten,

eine in dem Umanerkennungsbescheid nach ärztlicher Unter—

suchung verneinte Besserung des Gesundheitszustandes

später bei Erlaß eines Neufeststellungsbescheides für die

Zeit nach Erlaß des Umerkannungsbescheides einer er—
neuten Prüfung zu unterziehen oder in anderer Weise den

Bescheid, der nach sachlicher Prüfung der zur Zeit der Um—

anerkennung bestehenden Verhältnisse erlassen werden war,

zu Ungunsten des Versorgungsberechtigten wieder abzuänderno
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Es blieben somit nur noch die Fälle übrig‚ in denen der Um—

anerkennungsbescheid ohne ärztliche Nachuntersuchung unter
Übernahme der früher zuerkannten NdE erlassen worden war9
in denen also insbesondere noch keine Prüfung‚ ob sich die

Verhältnisse geändert hatten, erfolgt waro Die in‘Art° I
5 5 Satz 4 EinfG getroffene Regelung hat sonach nur etwas

mit den Voraussetzungen einer Neüfeststellung wegen wesent-

licher Änderung der Verhältnisse, dagegen nichts mit der
IFrage

zu tun, ob die Versorgungsbehörde berechtigt war? bei

Erlaß des Umanerkennungsbescheides von dem MdE—Grad auszu—
gehen, der bei Anwendung der Vorschriften des BVG berech—

tigt war°Diese Frage kann nur aus der in 5 2 Abso 4 EinfG

getroffenen Ausnahmeregelung — durch Gegenschluß — beant—

wortet werden°

Der hier vertretenen Auffassung stehen auch nicht die Aus—

führungen in dem Schriftlichen Bericht des 22° Ausschusses

zu der in der 484„ Sitzung des Bundestages vom 440 Dezember,

4956 gefaßten Entschließung zur Besitzstandswahrung entge—

gen° Denn in den einleitenden Bemerkungen dieses Berichts
‚ist ausdrücklich hervorgehoben, im Ausschuß habe Einmütig—

keit darüber geherrscht9 daß der persönliche Besitzstand
ohne zeitliche Begrenzung erhalten bleiben müssec Hinsicht—

lich der Wahrung des rechtlichen Besitzstandes habe keine
Übereinstimmung erzielt werden können (Deutscher Bundestag;

3° Wahlperiode„ Drucks° 2855 S0 4)° Zu 5 3 des Entwurfs

ist in dem Bericht weiter ausgeführt‚ daß ”unter Berück—
sichtigung des Grundsatzes der persönlichen Besitzstands-

wahrung■ der Ausschuß einstimmig beschlossen habe? dcni

Absatz 2 ersatzlos zu streichen° Diese Streichung sei u„a°
mit Rücksicht auf das Schreiben des Bundesministers des

_
Auswärtigen an den Minister für Auswärtige Angelegenheiten

der Französischen Republik vom 270 Oktober 4956 (Anlage zum
Saar-Vertrag9 BGBl II 4828) für vertretbar gehalten worden°

In diesem Brief des Bunde”*inisters des Auswärtigen wurde

unter Bezugnahme auf Art„ 96 des Vertrages zur Regelung der

Saarfrage (BGBl II 45899 4638) die Erzielung eines Einver-
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ständnisses darüber bestätigt9 daß die im Verhältnis zwischen

dem Saarland und Frankreich bei Inkrafttreten des Vertra—

ges angewendete Regelung auf dem Gebiet der Versorgung

der Kriegsopfer „„„„° aufrecht erhalten bleibt? vorbe—

haltlich anderweitiger Entscheidung einer der beiden Regie—

rungen, die der anderen Regierung rechtzeitig mitzuteilen

ist° Wenn der 22° Ausschuß des Bundestages in diesem

Schreiben die Zusicherung des persönlichen Besitzstandes

erblickt hat und sich demgemäß nicht eindeutig für die Er—

haltung eines rechtlichen Besitzstandes (etwa durch Gewäh—

rung einer Rente nach der bisher anerkannten MdB) ausge—

sprochen hat, so handelt8es sich um Erwägungen9 die in

dem Schriftlichen Bericht zwar zutreffend zu 5 4‚ der die

Gewährung des persönlichen Besitzstandes hinsichtlich der

Höhe der Bezüge betrifftD hervorgehoben wurdenadie aber
in keinem unmittelbaren Zusammenhang mit der in Art; I

% 5 EinfG angerechneten Umstellung auf das BVG, den
Voraussetzungen eines Neufeststellungsbescheides wegen

wesentlicher Änderung der Verhältnisse nach 5 62 BVG
und der Streichung des Absatzes 2 des Entwurfs standeno

Insoweit waren die Ausführungen in dem Schriftlichen Be—

richt des 220 Ausschusses zu 5 5 geeignet, unrichtige Vor—

Stollungen hervorzurufen; diese können aber nicht für

die Auslegung des 5 5 EinfG maßgebend sein? da sich aus ihm

Sinn und Zweck der in dieser Vorschrift enthaltenen Regen

lung hinreichend deutlich ergibt und die von dem 220 Aus“

schuß erstrebte Erhaltung des persönlichen Besitzstandes
allein schon durch die Fassung von Art° I 5 4 EinfG ge—
währleistet ist° ‘ '

Der hier vertretenen Auslegung steht auch nicht die ver—
fassungsmäßig nach Art° 44 Abs„ 1 des Grundgesetzes (GG)

' gewährleistete Eigentum5garantie entgegen„ Zwar sind

die Meinungen darüber nicht einheitlich‚ ob und in welchem

Umfang subjektive öffentliche Rechte "Eigentum" im Sinne

dieser Vorschrift sein können (vgl° die Nachweise bei va■angoldt—

Klein, Das Bonner Grundgesetz9 2„Auflo Bd° 43 Arte 44‚
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Anm„ III 1c; Leibholz/Rinck, Grundgesetz für die Bundes—

republik Deutschland, 2„Auflo, Art° 14 Anm° 2, 55 Schmidt—

Bleibtreu—Klein, Kommentar zum Grundgesetz für die Bundes—

republik Deutschland, Art° 14 Anm„ 4)() Nach der Auffassung
des Bundesverfassungsgerichts (BVerfG) umfaßt dieser Be—

griff grundsätzlich nicht solche öffentlich—rechtlichen

Ansprüche, die der Staat in Erfüllung seiner ”Fürsorge—

pflicht" durch Gesetz einräumt (BVerfG 2, 581, 402; 5,

155; 15, 2005 16, 115)„ Damit sind nicht nur die An—

sprüche auf Fürsorgeleistungen im engeren Sinn (nach dem

Sozialhilfegesetz) gemeinto Maßgebend ist nach dieser

‚Rechtsprechung, ob im Einzelfall das subjektive öffent—

liche Recht dem Inhaber eine Rechtsposition verschafft,

die derjenigen eines Eigentümers entspricht (BVerfG 15, 200)

und inwieweit es sich als Äquivalent eigener Leistung er—

weist oder auf staatlicher Gewährung beruht (BVerfG 18,
597; 14, 294)" Wenn der Staat seine Verpflichtung, nach

Kräften das Schicksal der Kriegshinterbliebenen zu wenden,

willkürlich, doho ohne sachlichen Grund, versäumen würde,

so könnte nach Auffassung des BVerfG daraus möglicherweise

dem Einzelnen ein mit der Verfassungsbeschwerde verfolgba—

rer Anspruch erwachsen (BVerfG 1, 104, 105)° Im übrigen

'handelt es sich aber bei dem Versuch des Staates, den
; Opfern allgemeiner Katastrophen "besonders den Opfern der

‚
Kriege zu helfen”, um Maßnahmen besonderer Art, die sich

zwar aus der Verpflichtung zu sozialer Aktivität ergeben,

die aber nicht mit einem zivilrechtlichen Schadensersatz

für weggenommenes Gut oder verschuldeten Körperschaden ver«

glichen werden können (BVerfG 1, 104 — 106)° Hiernach
dürfte es trotz der durch den Krieg erlittenen Schädigung

an den in Art° 14 vorausgesetzten, dem Betroffenen zuge—

muteten "Sonderopfer" fehlen (Vglo BVerfG 18, 359), Es
kann jedoch dahingestellt bleiben, ob die aus der Kriegs—

opferversorgung sich ergebenden Ansprüche schlechthin nicht
unter die Eigentumsgarantie des Art° 14 GG fallen können

(so im Ergebnis zoB° Dürig in Festschrift für Apelt,
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SO 50 — 52 mit weiteren Hinweisen in Anmo 108‚ So 52;

BGH 9, 85‚ 87; 20, 61‚ 64; grundsätzlich a„MQ insbesondere

Berg mit zahlreichen Nachweisen in Festschrift für Walter

Bags, Sozialenquete und Sozialrecht (1967) So 25 — 30,
da der Entschädigungsan3pruch als Aufopferungsanspruch

rechtsstaatlichen Charakter für ein dem Betroffenen aufge—

zwungenes besonderes Opfer trage-—So 29 --)o Selbst für

die wesentlich auf der Beitragspflicht als eigener Leistung

beruhende gesetzliche Krankenversicherung ist in der

Rechtsprechung des BSG anerkannt, daß aus dem grundgesetz_

chen Gebot zu sozialstaatlichem Handeln gemäß Art° 20

Abs() 19 28 Absa 1 GG nicht eine Verpflichtung zur allge»

meinen Besitzstandswahrung der Rechte aus der Sozialver»

sicherung abgeleitet werden kann (BSG 159 765 vgl° auch

BVerfG 2‚ 580, 402)„ Die Verfassung ermächtigt den Ge-
setzgeber "Inhalt und Schranken" des Eigentums zu bestim—

men (Art° 14 Abs° 1 Satz 2 GG), soweit dabei das Grund—

recht Eigentum nicht "in seinem Wesensgehalt" angetastet

wird {Art° 19 Abso 2 GG)„ Art 14 GG bedeutet somit keine

"Zementierung" der bestehenden Sozialordnung, soweit darin

gesetzliche Leistungen normiert sind° Rentenkürzungen sind

nach Auffassung der gemäß Beschluß der Bundesregierung

vom 290 April 1964 bestimmten Enquete—Kommission zulässig?

solange sie den verfassungsmäßig unabdingbar geschützten
Kernbereich der Rentenansprüche nicht berühren und der

gekürzten Rente noch der Rechtscharakter etwa einer Sozial—
versicherungsrente zuzusprechen ist (Soziale Sicherung‚

Sozialenquete in der Bundesrepublik Nr° 126‚ 127 So 58),

Im vorliegenden Falle kommt die Verletzung einer Eigen—

tumsgarantie des Arto 14 GG aber schon deswegen nicht in

Betracht, weil dem Kläger die vermögensrechtliche Position?

die er aufgrund der Anwendung des saarländischen Rechts

erlangt hatte‚ gar nicht genommen oder geschmälert wird9

denn ihm ist ein Ausgleich nach Art„ I 5 4 EinfG zu ge—
währen, soweit der Gesamtbetrag der nach dem BVG zu.
zahlenden Versorgungsbezüge niedriger ist als der Gesamt—
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betrag, der bei Anwendung der Rechtsvorschriften des

Saarlandes zu zahlen wäre (vgl() auch für das Recht der

Sozialversicherung BSG 25‚ 62)°

Nach alledem war der Beklagte berechtigt(} bei der Uman—
erkennung gemäß Bescheid vom 100 Februar 1965 die Verhält—

nisse und die HdE zugrunde zu legen, die sich bei einer
Zärztlichen Untersuchung ergaben, und zwar ohne Rücksicht

darauf‚ ob sich die Verhältnisse seit der letzten Fest—

stellung nemh saarländischem Recht geändert hatten.Da da3'

angefochtene Urteil die 55 2‚ 5 des Art° I EinfG verletzt
hat, war es aufzuhebeno Das LSG ist zwar davon ausgegan—

gen‚ daß eine wesentliche Änderung in den Verhältnissen9

die 1946 für die Feststellung des Anspruchs maßgebend ge—

_wesen sind‚ nicht nachweisbar sei° Es hat seine Entschei—

dung im übrigen aber allein auf die Auslegung gestützt9

die es Art„ I 55 29 5 EinfG gegeben hat und nicht geprüft9

> welche MdB ohne Rücksicht auf eine Bindungswirkung für

die Zeit vom 1° Januar 1960 an nach den Vorschriften des

BVG tatsächlich gerechtfertigt ist() Der Kläger hat im Be—
rufungsverfahren auch geltend gemacht‚ daß die MdB um
50 v„H° seinem tatsächlichen Leidenszustand in keiner
Weise gerecht werde° Die für diese Prüfung erforderlichen

'tatsächlichen Feststellungen kann das Revisionsgericht

'
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nicht treffen° Deshalb war die Suche zur erneuten

Verhandlung und Entscheidung an das LSG zurückzu—
verweisen°

Die Kostenentscheidung bleibt der das Verfahren
abschließenden Entscheidung vorbehaltena
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